Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksadle IV/1970 


Der Bundesminister 
för Gesundheitswesen 

III B 2 — 020 — 01 — 8/64 


Bad Godesberg, den 20. Februar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetzgeberische Maßnahmen zur Bekämpfung der Ver- 
unreinigung der Außenluft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jungmann, Dr. 
Dittrich, Dr. Willeke und Genossen 
— Drucksache IV/1847 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit Und Sozialordnung namens 
der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

In der 3. Wahlperiode des Deutschen Bundestages hatten die 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies, 
Dr. Schild, Geiger (München) und Genossen den Entwurf ei- 
nes Gesetzes über die Entschwefelung flüssiger und gasför- 
miger Brennstoffe eingebracht — Drucksache 1980. Der Ent- 
wurf war dem Ausschuß für Gesundheitswesen und dem Wirt- 
schaftsausschuß überwiesen worden. Der Wirtschaftsausschuß 
hat zu der „Frage der Notwendigkeit und der wirtschaftlichen 
Durchsetzbarkeit von Maßnahmen zur Entschwefelung der 
Brennstoffe" Sachverständigengutachten eingeholt. Aufgrund 
dieser Gutachten kam der Ausschuß zu dem Ergebnis, daß 
der Gesetzentwurf ohne weitere eingehende Beratungen nicht 
mehr in der laufenden 3. Legislaturperiode verabschiedet wer- 
den kann. Deshalb hat der Bundestag — nach den Vorschlägen 
der beiden beteiligten Ausschüsse — den Entwurf in seiner 
165. Sitzung am 29. Juni 1961 für erledigt erklärt (Schriftlicher 
Bericht des Ausschusses für Gesundheitswesen vom 15. Juni 
1961 — Drucksache 2855; stenographischer Bericht S. 9619). Zu- 
gleich hat der Bundestag die Bundesregierung beauftragt, 

1. unter Berücksichtigung des für erledigt erklärten Entwurfs 
dem Bundestag einen Gesetzentwurf zuzuleiten, der sicher- 
stellt, daß die durch die bisherigen gesetzgeberischen Maß- 
nahmen noch nicht erfaßten schädlichen und belästigenden 
Verunreinigungen der Außenluft auf ein zumutbares Min- 
destmaß herabgesetzt und besonders die Schwefeldioxyd- 
und Schwefeltrioxyd-Emission (SO2 und SO3) bei der Ver- 
brennung von Brenn- und Treibstoffen in einem technisch 
möglichen und wirtschaftlich vertretbaren Maße einge- 
schränkt wird-, 
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2. zu prüfen welche Möglichkeiten, die im Rahmen des § 16 
der Gewerbeordnung liegen, im Sinne der Entschließung 
zu 1. noch ausgeschöpft werden sollten. 


Die Kleine Anfrage vom 22. Januar 1964 greift mit der Frage 
Nr. 1 diese Entschließung auf. 

Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf, der die Ent- 
schwefelung von flüssigen und gasförmigen Brennstoffen zum 
Gegenstand hat, bisher nicht eingebracht, weil die von den 
Sachverständigen seinerzeit gegen ein solches Gesetz darge- 
legten Bedenken fortbestehen. Sowohl die festen Brennstoffe 
als auch die schweren Heizöle können mit wirtschaftlich ver- 
tretbarem Aufwand auch heute noch nicht entschwefelt werden. 
Es muß deshalb nach anderen Möglichkeiten gesucht werden, 
die Schwefeldioxydimmissionen zu vermindern. 


In erster Linie bieten sich Vorschriften über die Verwendung 
von „sauberen Brennstoffen" an. Zu diesen gehören die gas- 
förmigen Brennstoffe, bei deren Verbrennung ein Schwefeldi- 
oxyd nicht entsteht. Ein verstärkter Einsatz gasförmiger Brenn- 
stoffe scheitert jedoch zur Zeit noch an dem geringen Angebot 
und in vielen Fällen auch an dem hohen Preis. Es kann aber 
damit gerechnet werden, daß in absehbarer Zeit gasförmige 
Brennstoffe in ausreichendem Umfang und zu einem annehm- 
baren Preis angeboten werden. Dann wird zu prüfen sein, ob 
gesetzliche Vorschriften für die Verwendung sauberer Brenn- 
stoffe erlassen werden können. 


Als weitere Möglichkeit ist die Entschwefelung der Rauchgase 
in Betracht zu ziehen. Die Verfahren zur Entschwefelung der 
Rauchgase befinden sich jedoch noch in der Entwicklung. Die 
Entwicklung wird vom Bund und vom Land Nordrhein-Westfa- 
len gefördert. Sollten die Arbeiten erfolgreich verlaufen, kön- 
nen auch hier gesetzgeberische Maßnahmen erwogen werden. 


Die Maßnahmen, die nach dem gegenwärtigen Stand der Tech- 
nik angewendet werden können, um die Schwefeldioxydimmis- . 
sionen zu vermindern, sind in dem Entwurf der Technischen An- 
leitung zur Reinhaltung der Luft vorgesehen. Der Entwurf wird 
voraussichtlich noch im Laufe dieses Monats dem Kabinett zu- 
geleitet. Er legt u. a. Höchstwerte für Schwefeldioxydimmissi- 
onen fest. Werden diese Werte überschritten, so sollen die zu- 
ständigen Behörden nachträgliche Anordnungen über Anfor- 
derungen nach § 25 Abs. 3 der Gewerbeordnung stellen. Eine 
weitere Vorschrift des Entwurfs gilt der Kontrolle des Schwe- 
feldioxydaus wurfs. Hiernach soll bei Anlagen mit einer Schwe- 
feldioxyd-Emission von mehr als 200 kg/h, sobald ein geeigne- 
tes Meßgerät zur Verfügung steht, der Schwefeldioxydgehalt 
des Abgases kontinuierlich gemessen werden. Der Entwurf 
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enthält darüber hinaus Vorschriften über Schornsteinhöhen; 
sie sollen verhindern, daß hohe Schwefeldioxyd-Emissionen sich 
im Einwirkungsbereich nachteilig auswirken. 

Eine Erweiterung des Kataloges der genehmigungsbedürftigen 
Anlagen in der Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen nach § 16 der Gewerbeordnung vom 4. August 1960 
(BGBl. I S. 690) hält die Bundesregierung zur Zeit nicht für er- 
forderlich. Auch der Beratende Ausschuß nach § 16 Abs. 3 der 
Gewerbeordnung ist überwiegend der Ansicht, daß die Erfah- 
rungen mit den geltenden Vorschriften der Verordnung ab- 
gewartet werden sollten, bevor neue gesetzgeberische Maß- 
nahmen ergriffen werden. 

Zu 2. 

Die Stadt Duisburg hat dem Bundesministerium für Gesund- 
heitswesen ein Gutachten über die Einwirkung von Fluor in 
Stadtteilen von Duisburg vorgelegt. In diesem Gutachten, das 
für Zwecke eines Beweissicherungsverfahrens erstattet worden 
ist, kommen die Sachverständigen zu dem Ergebnis, daß die 
beobachteten Immissionsschäden auf mehrere Schadstoffe aus 
mehreren Emissionsquellen zurückzuführen sind. Die Frage, ob 
aus den Untersuchungen auf die Herkunft der Schadstoffe ge- 
schlossen werden kann, ist den Gutachtern nicht gestellt und 
von ihnen auch nicht untersucht worden. Aus dem Gutachten 
kann daher nicht der Schluß gezogen werden, daß die verant- 
wortlichen Emittenten nicht zu ermitteln waren. Im übrigen er- 
laubt die Vorschrift des § 25 Abs. 2 der Gewerbeordnung die 
Feststellung von Emissionen jeglicher Art; § 25 Abs. 3 der Ge- 
werbeordnung sieht ein Einschreiten der zuständigen Behörden 
gegen Emittenten vor, wenn sich nach Genehmigung der An- 
lage ergibt, daß ein ausreichender Schutz nicht vorliegt, über 
die besonderen Maßnahmen, die im Einzelfall von den zuständi- 
gen Behörden getroffen werden sollen, sind in dem Entwurf der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft Regelungen 
vorgesehen. 


Schwarzhaupt 
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